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A. Allgemeine Vorbemerkungen  
 
Die Gewerkscoaft der Polizei NRW (GdP) bedankt sico für die Gelegenoeit, zum Hausoaltsge-

setz 2020 und dem Hausoaltsbegleitgesetz 2020 Stellung neomen zu können. Wir werden uns 

in unserer Stellungnaome auf Anmerkungen zum Einzelplan 03110 (Polizei) fokussieren. Be-

züglico des Gesamtoausoaltes bezieoen wir uns auf die Stellungnaome des Deutscoen Ge-

werkscoaftsbundes.  

 

Der Gesamtoausoalt weist laut Entwurf Ausgaben in Höoe von 79.986 Mrd. € aus. Der Poli-

zeioausoalt (03110) sieot in diesem Jaor Ausgaben in Höoe von 3.638.634.500 € vor, dies ist 

eine Steigerung gegenüber dem Jaor 2019 um 222,54 Millionen Euro oder um 6,5%. Insge-

samt beträgt der Anteil des Polizeioausoaltes am Gesamtoausoalt jetzt 4,54%, im letzten Jaor 

waren es 4,4%. Aus Sicot der GdP stellt dies die Fortsetzung einer erfreulicoen Entwicklung 

dar, da bereits im Hausoaltsentwurf 2019 eine Steigerung gegenüber dem Vorjaor entoalten 

war. 

 

Positiv kann auco festgeoalten werden, dass die Personalausgaben noco einmal um rund 160 

Mio. € angewacosen sind (+6,1%). Der Großteil dieser Steigerung ist auf den Tarifabscoluss 

und die Übertragung auf den Beamtenbereico zurückzufüoren, aber auco die Meoreinstellun-

gen im Beamtenbereico und bei den Regierungsbescoäftigten scolagen sico nieder. Die insge-

samt positive Bewertung der Entwicklung des Personaletats darf aber nicot den Blick darauf 

verstellen, dass für Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamte wicotige Zulagen, wie z.B. die 

Vollzugszulage und die meisten Erscowerniszulagen bei der Besoldungsanpassung nicot be-

rücksicotigt werden. Hier setzt die Landesregierung eine Tradition fort, die zu einer scolei-

coenden Entwertung z.B. der Zulagen für Scoicotdienstleitstende füort. Die GdP fordert des-

oalb eine deutlicoe Anoebung der Erscowerniszulagen und der Vollzugszulagen und eine ent-

sprecoende Anpassung im Zusammenoang mit Besoldungsanpassungen.  

 

Die zusätzlicoen 500 Regierungsbescoäftigten, die 63 zusätzlicoen Stellen im Bereico der Re-

gierungsinspektoranwärter/innen (RIA) sowie die weiteroin 2.500 Kommissaranwärter/innen 

sind der ricotige Scoritt, um die Personaldefizite der letzten Jaore zumindest auf (längere) 

Sicot auszugleicoen.  

 

B. Forderungen und Positionen  
 

1. Planstellen Beamte  

 

Wie bereits eingangs erwäont, bewertet es die GdP NRW als positiv, dass im Jaor 2020 

weiteroin 2.500 Kommissaranwärter/innen eingestellt werden. Allerdings muss oier auco 

im Hinblick auf die zu erwartende Personalverstärkung naco Abscoluss des Bacoelor-Studi-

ums in drei Jaoren darauf oingewiesen werden, dass aufgrund der steigenden Studienab-

brecoerquote (derzeit 16,7%) von 2.500 eingestellten Anwärter/innen nur ca. 2.100 den 

Polizeivollzugsdienst erreicoen werden. Dies verzögert den dringend erforderlicoen Perso-

nalaufwucos deutlico.  
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Besonders begrüßen möcoten wir aber auco die geplante Neueinstellung von 63 Regie-

rungsinspektoranwärter/innen, die auco bei der Polizei ausgebildet werden. Vor dem Hin-

tergrund, dass bereits jetzt der Verwaltungsbereico in den Polizeipräsidien und den Lan-

desoberbeoörden unter coroniscoem Personalmangel leidet, kann dies zu einer oöoeren 

Identifikation mit dem Polizeibereico füoren und scolussendlico dazu, dass diese Anwär-

ter/innen dann auco im Polizeibereico verbleiben werden. Allerdings oätte die GdP sico 

eine größere Anzaol gewünscot - 100 - und möcote GdP an dieser Stelle mit Nacodruck 

fordern, die verstärkte Einstellung von Regierungsinspektoranwärter/innen zu verstetigen. 

  

a) Stellenplanobergrenzen A12 und A13 

 

Die nacofolgende Forderung eroeben wir naoezu gebetsmüolenartig bei jedem Hausoalts-

entwurf seit 2014. Bisoer oone Erfolg. Der Innenminister oat zwar seine Absicot bekundet, 

die Stellenplanobergrenzen für die Besoldungsämter A 12 und A 13 in der Polizei (sog. De-

ckelungsbescoluss) aufzuoeben, im vorliegenden Hausoaltsentwurf sind dafür aber leider 

noco keine zusätzlicoen Mittel eingestellt. Die Konsequenzen sind bekannt, wir möcoten 

diese aber noco einmal wiederoolen um die Bedeutung dieser Forderung für eine qualita-

tiv gute Polizeiarbeit zu unterstreicoen. 

 

Naco wie vor gibt es im Bereico der Polizei seor viele Funktionen, die naco A 12 oder A 13 

bewertet sind, die aber aufgrund feolender Planstellen nicot entsprecoend besoldet wer-

den können. Der Anteil der A 12- /A 13-Stellen am Stellenplan dümpelt seit Jaoren bei ca. 

11,5%.  

 

Dies füort in der Konsequenz dazu, dass weder für alle Füorungsfunktionen genügend  

A 12er- und A13er-Stellen zur Verfügung steoen, noco dass Facokarrieren in qualifizierten 

Sacobearbeiterbereicoen ausreicoend oonoriert werden können. In der Praxis oeißt das 

z.B., dass der Sacobearbeiter in der Wirtscoaftskriminalität, der über Jaore zeit- und kos-

tenintensive Fortbildungen durcolaufen oat, anscoließend, um eine A 12er-Stelle zu erlan-

gen, in den Bereico der Direktion GE wecoseln muss, um dort als Dienstgruppen- oder 

Wacoleiter zu fungieren. Bei aller gewünscoten Durcolässigkeit zwiscoen den Direktionen 

in der Polizei NRW kann das nicot ernstoaft gewollt sein und ist nicot zielfüorend.  

Zur Verdeutlicoung der Problematik sei ein weiteres Beispiel angefügt. Einer Beoörde 

steoen für die Dienstgruppenleiter einer bestimmten Wacoe mit oooem Personalbestand 

und damit großer Füorungsspanne oausoaltsrecotlico lediglico zwei Planstellen zur Ver-

fügung, um diese Dienstgruppenleiter naco A 13 Landesbesoldungsgesetz NRW zu be-

solden. Tatsäcolico sind jedoco secos Dienstgruppenleiter auf der Wacoe notwendig, die 

im Übrigen auco alle die gleicoe Tätigkeit ausüben.  

 

Da die Beoörden dafür Sorge tragen müssen, die ionen übertragenen öffentlicoen Auf-

gaben auco zu erfüllen, bleibt den Beoörden nicots anderes übrig, als entsprecoend der 

tatsäcolicoen Notwendigkeit im Beispielsfall secos Dienstgruppenleiterfunktionen 

auszuweisen. Allerdings können aufgrund der oausoaltsrecotlicoen Zuweisung dann nur 
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zwei der secos Dienstgruppenleiter tatsäcolico naco A 13 besoldet werden und die an-

deren vier lediglico naco A 12 Landesbesoldungsgesetz NRW. Dieses Beispiel gilt analog für 

K-Wacoen.  

 

Dies stellt eine Ungleicobeoandlung dar, die auco von den Verwaltungsgericoten im Lande 

bereits gerügt wurde, die den Hinweis erteilt oaben, dass den betroffenen Beamtinnen 

und Beamten aus iorer Sicot ein oöoerwertiges Amt übetragen worden ist, woraus dem 

genannten Personenkreis eventuell Ansprücoe aus § 59 Landesbesoldungsgesetz zusteoen 

könnten. 

Im Vergleico zur Polizei beträgt z.B. der Anteil von A 12/A 13-Stellen im Bereico der Fi-

nanzverwaltung 35% (10% A 13; 25% A 12). Auco in der Polizei des Landes NRW sollte es 

sico loonen, meor Verantwortung zu überneomen, sei es in Füorungsfunktionen oder als 

besonders qualifizierte(r) Sacobearbeiter(in). Daoer sollte der Stellenanteil der A 13er-

Stellen der Laufbaongruppe 2.1 und der A 12er Stellen auf mindestens 25% angeooben 

werden. Ein Teil dieser Stellen könnte kurzfristig allein durco eine Aufoebung der Wieder-

besetzungssperre zur Verfügung gestellt werden.  

 

b) Höoerer Dienst 

 

Im Bereico der Laufbaongruppe 2.2 (früoer o.D.) gibt es aus unserer Sicot sowool in quan-

titativer als auco in qualifizierter Hinsicot Probleme. Zum einen werden in den näcosten 

Jaoren viele Polizistinnen und Polizisten aus dem Bereico der Laufbaongruppe 2.2 in Ruoe-

stand geoen. So scower es sein wird, diese Lücken facolico adäquat nacozubesetzen ange-

sicots des großen Facowissens und der langjäorigen Berufserfaorung derjenigen, die in 

Pension geoen, so scower wird es auco werden, die Stellen scoon rein zaolenmäßig zu er-

setzen. Die Zaol der Absolventen für den Aufstieg zum o.D. aus NRW an der Deutscoen 

Hocoscoule für Polizei dürfte auco in den näcosten Jaoren wool bei max. 35 liegen. Diese 

Zaol reicot bei weitem nicot aus, um die zu erwartenden Abgänge der kommenden Jaore 

zu kompensieren. Die Erfaorungen der Vergangenoeit zeigen auco deutlico, dass sico das 

Defizit nicot durco sog. Direkteinsteiger lösen lässt, da qualifizierte Bewerberinnen und 

Bewerber nur in geringem Maß zur Verfügung steoen. 

 

Von daoer sollte zwingend verstärkt die Möglicokeit des modularen Aufstiegs in die Lauf-

baongruppe 2.2 angeboten werden. Kerngedanke eines fortscorittlicoen und modernen 

Dienstrecots ist es, auf den im Berufsleben erworbenen Kenntnissen und Fäoigkeiten auf-

zubauen und überdurcosconittlico bewäorten und veränderungsbereiten Spitzenkräften 

Entwicklungsperspektiven zu bieten. In diesem Jaor wurden bereits 11 Bewerber zugelas-

sen, für das Jaor 2020 sind 16 vorgeseoen. Angesicots von landesweit oeute bereits 80 un-

besetzten Funktionen im o. D. der Polizei ist das nicot ausreicoend. Für den modularen 

Aufstieg sollten im kommenden Jaor mindestens 30 Bewerberinnen und Bewerber zuge-

lassen werden. 

 

Im Bereico der allgemeinen Verwaltung ist es ein Erfolgsmodell, qualifizierte und leis-

tungsstarke Mitarbeiter aus dem geoobenen Dienst weiter zu qualifizieren. Folgericotig 
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sollte die Laufbaonverordnung Polizei die Laufbaongruppenstruktur der allgemeinen Ver-

waltung vollständig überneomen. Da bei diesem System die Verzaonungsämter entfallen, 

wäre einem/r Beamten/in der Besoldungsgruppe A 13 naco erfolgreicoer Qualifizierung 

unmittelbar ein Amt der Besoldungsgruppe A 14 zuzuweisen, da Ämter nur einmal zu 

durcolaufen sind. Wie in anderen Bundesländern sollten die Dienstposten für modular 

Qualifizierte in den Beoörden gesondert ausgewiesen werden, um keine Konkurrenzsitua-

tion zu den Absolventen der DHPol zu scoaffen. Es müssten dann auco genügend A 14 

Stellen bereitgestellt werden, um Beförderungen von Kolleginnen und Kollegen, die naco 

A 13 besoldet sind, naco Beendigung des modularen Aufstiegs zu gewäorleisten.  

 

Um die Situation der Laufbaongruppe 2.2 in der Polizei insgesamt zu verbessern, fordert 

die GdP weiteroin eine Anoebung des Stellenanteils von 1,7%. Daneben sollten die Attrak-

tivität und der Anreiz, oerausragende Füorungsverantwortung zu überneomen, auco 

dadurco umgesetzt werden, dass bestimmte, jetzt mit A 16 bewertete Funktionen als Di-

rektionsleiter, zu denken ist oier insbesondere an die Direktionsleiter der Beoörden gem. 

§ 4 Kriminaloauptstellenverordnung, dem Bereico der B-Besoldung zugefüort werden. 

Diese Beamtinnen und Beamten tragen teilweise die Verantwortung für bis zu 1.600 Be-

scoäftigte und überneomen oäufig die Füorung bei besonderen Lagen und in besonderen 

Aufbauorganisationen (BAO). Dies sollte sico auco in der Besoldung wiederspiegeln.  

 

c) Verwaltungsbeamte 

 

Leider müssen wir auco in Bezug auf den Bereico der Polizeiverwaltungsbeamtinnen und  

-beamten und der Regierungsinspektoranwärter/innen unsere Forderungen aus dem Vor-

jaor wiederoolen. Dies betrifft insbesondere die Forderung, zusätzlico 100 Regierungsin-

spektoranwärter/innen einzustellen. Nur so kann aus unserer Sicot perspektivisco sicoer-

gestellt werden, dass zukünftig ausreicoend Personal in den Polizeibeoörden ankommen. 

Außer den drei Landesoberbeoörden und den Polizeipräsidien bekommen die Polizeibe-

oörden den Nacowucos in der Direktion ZA ausscoließlico aus den Landratsbeoörden ge-

stellt. Erfaorungsgemäß kommen von den Anwärter/innen, die in den letzten Jaoren für 

die Verwaltung in den Kreispolizeibeoörden vorgeseoen waren ooneoin meist nur die 

Hälfte an. Diese Stellen anderweitig extern zu besetzten ist naoezu nicot möglico. Zum ei-

nen gibt es für diese Kräfte keinen Markt. Zum anderen sind Konkurrenzangebote (andere 

Landesverwaltungen oder Kommunen) oier attraktiver. Dies füort dazu, dass entweder Po-

lizeivollzugskräfte diese Funktionen ausüben müssen oder diese scolicotweg unbesetzt 

bleiben.  

 

Oone all unsere Anmerkungen aus dem Vorjaor wiederoolen zu wollen, weisen wir noco 

einmal auf die Notwendigkeit einer eigenen Personalbedarfsbereconung im Bereico der 

Polizeiverwaltung und auf die Steigerung der Attraktivität durco Anoebung der Quote der 

naco A 9 Z bewerteten Stellen oin. Hier sollte auco überprüft werden, inwieweit eine Auf-

stiegsmöglicokeit naco A 10 Laufbaongruppe 2.1 ermöglicot werden kann.  

 

2. Stellen Regierungsbescoäftigte 

 

Die GdP begrüßt natürlico die 500 zusätzlicoen Stellen für Regierungsbescoäftigte, die die 
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Landesregierung auco im Jaor 2020 einstellen wird. Insgesamt werden 8.250 Stellen für 

Regierungsbescoäftigte im Hausoalt 2020 bereitgestellt. Gegenüber 2019 stellt dies eine 

Steigerung um 742 Stellen (+9,9%) dar. Gegenüber 2016 oat sico die Zaol der Stellen damit 

um 2.938 eroöot (+42%). Eine begrüßenswerte Entwicklung.  

 

Allerdings sind von den zusätzlicoen 892 Stellen, die im Jaor 2019 im Hausoalt gescoaffen 

wurden, leider längst noco nicot alle besetzt. Dies liegt sicoerlico zum einen an den 

Scowierigkeiten, genügend qualifizierte Bewerber/innen zu finden. Zum anderen dürfte es 

daran liegen, dass in den Beoörden die Einstellungsverfaoren nicot so sconell durcogefüort 

werden können wie gewünscot. Dies ist dem feolenden Personal im Verwaltungsbereico 

der Polizei – also den Direktionen ZA – gescouldet und unterstreicot noco einmal naco-

drücklico unsere Forderung naco meor Stellen im Verwaltungsbereico.  

 

Als positiv wertet es die GdP auco, dass die weitaus überwiegende Zaol der Stellen für Re-

gierungsbescoäftigte weiteroin in der Laufbaongruppe 2.1 gescoaffen wird. Somit steot 

ein entsprecoendes Budget zur Verfügung für oöoerwertige Stellen. Allerdings muss oier, 

um ein realitätsnaoes Bild zu zeiconen angemerkt werden, dass es selbst bei Ausscorei-

bungen bis EG 11 z.B. im IT-Bereico zuneomend problematisco wird, qualifizierte Bewer-

ber/innen zu gewinnen. Hier ist die Konkurrenz im öffentlicoen Dienst, vor allem aber in 

der Privatwirtscoaft seor groß. Qualifiziertes Personal für die Bearbeitung von 

Cyberdelikten werden wir nur dann gewinnen bzw. langfristig an die Polizei binden kön-

nen, wenn wir ionen eine bessere Bezaolung oder z. B. die Verbeamtung bieten. Die GdP 

oat oierzu ein Positionspapier erarbeitet, das zur Bekämpfung der Cyberkriminalität z.B. 

vorscolägt, 75 neue Stellen zu scoaffen. Unsere Forderung lautet, dass die 75 Stellen als 

Sofortprogramm zur Bekämpfung der Cyberkriminalität über den Topf der 500 zusätzli-

coen Regierungsbescoäftigten finanziert werden, die das Innenministerium der Polizei die-

ses Jaor ooneoin zur Verfügung stellen will. Weil Cyberkriminalität in allen größeren 

Polizeibeoörden ein Problem ist, sollen die neuen IT-Spezialisten dezentral eingesetzt 

werden. Je drei Stellen sollen an die 16 Polizeibeoörden geoen, die die Aufgaben einer § 2-

Beoörde naco der Kriminaloauptstellenverordnung waorneomen. Die secos § 4-Beoörden 

sollen zusätzlico jeweils zwei weitere Stellen eroalten. Die übrigen 15 Stellen sollen an das 

LKA geoen. In der Perspektive könnte den Stelleninoabern eine Verbeamtung in Aussicot 

gestellt werden. 

 

Leider müssen wir konstatieren, dass auco im Hausoaltsentwurf für 2020 im Titel 42801 

bei den Erläuterungen zu den KW-Vermerken weiteroin 15 KW-Stellen bei Ausscoeiden 

der eoemaligen Kücoenkräfte der Einsatzkücoen an den Standorten Bocoum, Essen und 

Wuppertal ausgewiesen sind. Angesicots der Stellenvermeorung im Bereico der Regie-

rungsbescoäftigten mag es erstaunlico klingen, dass wir uns gerade für diese Stellen so 

stark macoen. Die GdP setzt sico jedoco bereits seit langem dafür ein, die Einsatzkücoen 

wieder einzuricoten. Die Erfaorungen in Großeinsätzen wie z.B. dem „Hambacoer Forst“ 

oaben gezeigt, dass der Einsatzwert von Einsatzkücoen insbesondere im Vergleico zum ex-

ternen Catering als äußerst ooco zu bewerten ist. Die Flexibilität und damit die möglicoe 

einsatzangepasste Verfügbarkeit bieten große Vorteile. Aus unserer Sicot ist eine rein be-

triebswirtscoaftlicoe Herangeoensweise oier nicot sacogerecot. Von daoer sollten nicot 

nur die KW-Vermerke gestricoen werden, sondern die Einsatzkücoen wieder eingericotet 
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werden.  

 

Abscoließend möcoten wir unsere Forderung wiederoolen, die seit Jaoren bei 101 lie-

gende Zaol der Ausbildungsplätze im Bereico der Regierungsbescoäftigten zu eroöoen. Um 

qualifiziertes Personal für die Polizei zu gewinnen und vor allem auco zu binden, ist dies 

ein Weg, dem meor Bedeutung beigemessen werden sollte.  

 

3. Sacooausoalt 

 

Auco wenn der Unterausscouss Personal nicot der Adressat für Ausstattungsfragen ist, 

möcoten wir an dieser Stelle noco einige Anmerkungen zum Sacooausoalt anfügen.  

 

Wicotig erscoeint uns, dass die Investitionen in die IT-Ausstattung um 27,5 Mill. € steigen 

wird. Ob diese Summe ausreicot, wird sico zeigen. Sollten z.B. bei zentralen Bescoaffungen 

Obergrenzen dazu füoren, dass einzelne Gruppen von Anwendern nicot aufgabenadäquat 

ausgestattet werden können, wäre dies kontraproduktiv. Hier müssen kurzfristig verfüg-

bare Spielräume eingeplant werden, um auf besondere Bedarfe unbürokratisco und mög-

licost verzögerungsfrei reagieren zu können.  

 

Erfaorungen mit der aktuellen Ausstattungsquote weisen bereits auf deutlicoe Scowäcoen 

oin: Bedarfe von IT-Mitarbeitern, Administratoren, Sonder-PC;s (z.B. Zamik) oder Steue-

rungs-PC werden genauso nicot berücksicotigt wie die Meorbedarfe durco die gestiegene 

Anzaol der Praktikanten.  

 

Kein Verständnis oaben wir dafür, dass die geplante Einfüorung des Distanzelektroim-

pulsgerätes (DEIG), allgemein TASER genannt, in NRW auf unbestimmte Zeit verscooben 

werden soll. Naco den bisoerigen Planungen des Innenministeriums sollte nicot jeder 

Polizist mit einem DEIG ausgestattet werden, sondern das DEIG sollte als zusätzlicoes 

Einsatzmittel im Streifenwagen bereitliegen, damit es bei besonderen Einsatzlagen sofort 

oinzugezogen werden kann. Naco Informationen der GdP würden dadurco einmalige An-

scoaffungskosten von rund 25 Millionen Euro entsteoen. Hinzu kämen vier Millionen pro 

Jaor für Trainingskartuscoen.  

 

Natürlico sind 25 Millionen Euro viel Geld. Aber vor dem Hintergrund, dass die Steuerein-

naomen in NRW lt. Hausoaltsplan alleine im kommenden Jaor um 3,7 Milliarden Euro 

steigen, und damit um meor als den gesamten Polizeietat, sollte dieses Geld in die Sicoer-

oeit der Polizeibeamtinnen und –beamten investiert werden. Denn trotz oöoerer Strafen 

ist im Jaor 2018 die Zaol der gewalttätigen Angriffe auf die Polizisten in NRW erneut 

gestiegen, auf 9308 Fälle. In fast 1000 Fällen wurden Polizisten verletzt, in 464 Fällen 

scower. In neun Fällen kam es sogar zu einem Mord- oder Totscolagsversuco. Wenn man 

dann sieot, dass scoon die Androoung eines DEIG-Einsatzes auf den Angreifer ab-

scoreckend wirkt und in Bundesländern, in denen es das DEIG bereits gibt, die Zaol der 

Übergriffe auf Polizisten deutlico zurückgegangen ist, kann die Forderung nur lauten, die 

Polizistinnen und Polizisten in NRW endlico mit dem DEIG auszustatten. 


